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13. Maßnahmen und Flächen zum Schutz und Pflege von Natur und Landschaft

Heilbad Heiligenstadt

Festsetzungen gem. BauGB, BauNVO '90 und Planz.VO '90
1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB

Flurstücksnummer Flurstücksgrenzen

bauliche Anlagenbauliche Anlagen

1

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Bebauungsplan 
Nr. 59

"Liboriusstraße - Ost"

Allgemeine Wohngebiete

Mischgebiete

1 = Art der baulichen Nutzung

2 = Grundflächenzahl

3 = Bauweise

Grundflächenzahl, Höchstmaß

offene Bauweise

Baugrenze

Straßenverkehrsflächen

private Grünflächen
Zweckbestimmung: Gärten
(s. textl. Festsetzungen 2.2.)

Erhaltung: Bäume
(s. textl. Festsetzungen 3.)

Flächen, die von der Bebauung
freizuhalten sind, mit Nutzung:
Hausgärten 
(s. textl. Festsetzungen  2.1.)

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans
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Verfahrensvermerke 
 
Planverfasser 

Der Bebauungsplan Nr. 59  „Liboriusstraße - Ost“ der Stadt Heilbad Heiligenstadt wurde aus-
gearbeitet vom Planungsbüro Bolli, Caroline-Schelling-Eck 15, 37085 Göttingen. 

Göttingen, den .................. 
 
 
 
 

         ....................... 
         Planverfasser 

 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 

Der Stadtrat der Stadt Heilbad Heiligenstadt hat in seiner Sitzung am 15.05.2013 die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 59 „Liboriusstraße - Ost" beschlossen. Die ortsübliche Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch die Bekanntmachung im amtlichen Mittei-
lungsblatt der Stadt Heilbad Heiligenstadt, dem Heiligenstadt Anzeiger am 29.05.2013.  

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 2 BauGB ohne Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 
 
Öffentliche Auslegung 

Der Stadtrat der Stadt Heilbad Heiligenstadt hat in seiner Sitzung am 11.12.2013 dem Entwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 59 „Liboriusstraße - Ost“ mit geänderten Geltungsbereich und der 
Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 09.01.2014 im amtlichen Mitteilungsblatt 
der Stadt Heilbad Heiligenstadt, dem Heiligenstadt Anzeiger, bekannt gemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom 20.01.2014 bis 21.02.2014 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich im Flur des Bauamtes der Stadtverwaltung ausgelegen. 

Die Träger öffentlicher Belange sind nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 04.03.2014 von 
der Auslegung benachrichtigt und unter Berücksichtigung ihres Aufgabenbereiches zur Abga-
be einer Stellungnahme aufgefordert worden. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 

Satzungsbeschluss 

Der Stadtrat der Stadt Heilbad Heiligenstadt hat den Bebauungsplan Nr. 59 „Liboriusstraße - 
Ost“ nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung 
am  ............................  als Satzung (§ 10 BauGB) beschlossen sowie die Begründung gebilligt. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 
 

Bekanntmachung und Inkrafttreten 

Die Satzung zum Bebauungsplan Nr. 59 „Liboriusstraße – Ost“ der Stadt Heilbad Heiligenstadt 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) ist am 
……………….. vom Bürgermeister der Stadt Heilbad Heiligenstadt als Satzung zum Zwecke der 
ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB ausgefertigt worden.  

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ………………….. im Heili-
genstadt-Anzeiger ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und Mängel der Abwä-
gung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) hingewiesen wor-
den. Die Satzung ist am …………………….in Kraft getreten. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 
 

Verletzung von Vorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend 
gemacht worden. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes sind Mängel der Abwägung 
nicht geltend gemacht worden. 

Heilbad Heiligenstadt, den ....................    
 

              
................................. 

  Thomas Spielmann 
Bürgermeister 

 
 
Verfahrensvermerk  Katasteramt 

Es wird bescheinigt, das die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen mit dem Lie-
genschaftskataster nach dem Stand vom ...............  übereinstimmen.  

Leinefelde-Worbis, den ............................                                          

           

           
 ....................................... 

                                                                                                                         Katasterbereichsleiter 

 

Nachrichtliche Übernahme anderer gesetzlicher Vorschrif-
ten gem. § 9 Abs. 6 BauGB 
Der Bebauungsplan Nr. 55 "Erhaltung und Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche der 
Stadt Heilbad Heiligenstadt (Kernstadt)" gilt als übergeordneter Bebauungsplan zur Steuerung 
des Einzelhandels in der Stadt Heilbad Heiligenstadt auch weiterhin für den Geltungsbereich 
dieses Bebauungsplanes. 

Präambel 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 i. V. m. § 1 Abs. 8 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) - 
in der z. Zt. der Bekanntmachung geltenden Fassung - hat der Stadtrat der Stadt Heilbad  
Heiligenstadt den Bebauungsplan Nr. 59 „Liboriusstraße - Ost“ bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) als Satzung erlassen. 
 
 
Heilbad Heiligenstadt, den  
 
 
 

_________________ 
Thomas Spielmann 

 Bürgermeister 
 

Textliche Festsetzungen 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung  § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

1.1. WA - Gebiete  
Zulässig sind nach § 4 Abs. 2 BauNVO):   

Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Spei-
sewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.  

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für die Verwaltung, Gartenbaubetriebe, 
Tankstellen) werden gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

1.2. MI-Gebiete 

Zulässig sind nach § 6 Abs. 2 BauNVO:   
Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebe-
triebe, Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitli-
che und sportliche Zwecke.  

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die allgemein zulässigen Nutzungen nach § 6 Abs. 2 Nr. 6, 
Nr. 7 und Nr.8 BauNVO (Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten im Sinne des 
§ 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) unzulässig.  
Einzelhandelsbetriebe sind gem. § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO oberhalb des Erdgeschosses 
unzulässig. 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die in § 6 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen 
(Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der in § 6 Abs. 2 
Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des Gebietes) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 

2. Von Bebauung freizuhaltende Flächen (§9 (1) Nr. 2, Nr. 10 BauGB) 

2.1. Die Flächen mit der Bezeichnung -Hausgärten-, die von der Bebauung freizuhalten sind, 
sind als Gartenflächen (Nutz- und/oder Hausgärten) mit Bepflanzungen zu nutzen. Neben-
gebäude im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Garagen und Stellplätze mit ihren Zu-
fahrten gem. § 12 BauNVO sind unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Spielgeräte (z. B. 
Baum- und Spielhäuser). (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

2.2. Im Bereich der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Gärten sind Nebengebäude 
im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO nur als Geräteschuppen oder Gartenlauben mit einer 
Gesamtgrundfläche von max. 24 qm incl. überdachtem Freisitz pro Grundstück zulässig. 
Ausgenommen hiervon sind Spielgeräte (z. B. Baum- und Spielhäuser). Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten gem. § 12 BauNVO sind unzulässig. (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

3. Grünfestsetzungen 

Die festgesetzten zu erhaltenden Bäume im öffentlichen Straßenraum sind zu erhalten und 
bei Abgang vom Erschließungsträger durch Nachpflanzungen gleichwertig zu ersetzen. ( § 
9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)   

 

Hinweise 
 
1. Es wird empfohlen, geneigte Dächer von Gebäuden, Garagen, Carports oder Nebenanla-

gen, soweit bezüglich der Himmelsrichtung geeignet, durch den Einbau von Sonnenkolle-
ktoren oder Photozellen (Solarzellen o. ä.) für eine Solarenergienutzung heranzuziehen. 

2. Es wird empfohlen Dachflächenwasser für die Brauchwassernutzung heranzuziehen. 

3. Die Ver- und Entsorgungsträger sind frühzeitig bei Tiefbauarbeiten und Baumaßnahmen im 
Bereich von Leitungen vor Beginn der Baumaßnahmen zu beteiligen. Auskünfte zum Lei-
tungsverlauf sind bei den Ver- und Entsorgungsträgern einzuholen. 

4. Der Planbereich liegt im Wasserschutzgebiet Schutzzone III. 

5. Im Plangebiet muss mit archäologischen Bodenfunden bzw. Befunden gerechnet werden. 
Bodenfunde und Befunde sind gem. dem „Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kultur-
denkmale im Land Thüringen (Thüringer Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG), Neube-
kanntmachung vom 14. April 2004, Änderung vom 23. November 2005) unverzüglich beim 
Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie zu melden. Fund- und Fund-
stellen sind bis zum Eintreffen der Mitarbeiter des Landesamtes in unveränderten Zustand 
zu erhalten und zu schützen. Der Träger der Maßnahme (i. d. R. der Grundstückseigentü-
mer oder Vorhabenträger) hat als Verursacher von evtl. notwendigen Maßnahmen die dabei 
entstehenden Kosten zu tragen. Auf die Beachtung des ThürDSchG wird hingewiesen. 

6. Erkundungs- und Baugrundbohrungen, geophysikalische Messungen sowie größere Bau-
gruben im Zusammenhang von Baumaßnahmen im Plangebiet sind bei der Thüringer Lan-
desanstalt für Umwelt und Geologie für eine geologische und bodengeologische Aufnahme 
frühzeitig anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse einschl. Erkundungsdaten und der Lageplä-
ne sind nach Abschluss der Maßnahmen dem Geologischen Landesarchiv des Freistaates 
Thüringen zur Verfügung zu stellen. 

7. Bei der Planungen von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet ist der Bebauungsplan Nr. 55 
"Erhaltung und Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Heilbad Heili-
genstadt (Kernstadt)", der den Einzelhandel im Stadtbereich steuert, zu beachten. Der Be-
bauungsplan Nr. 55 bleibt unberührt für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes Nr. 
59 gültig. 

 

Rechtsgrundlagen 
  

 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung v. 23. September 2004 (BGBL. I Nr. 52 
vom 01.10.2004 S. 2414) geändert am 22. Juli 2011 durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förde-
rung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BGBl. I Nr. 39 
vom 29.07.2011 S. 1509), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und Fortentwicklung des 
Städtebaurechts (BGBl. I Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBL. I 1990 S. 132) zuletzt geändert am 11. Juni 2013 durch Artikel 2 des Gesetzes 
zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und Fortentwicklung des 
Städtebaurechts (BGBl. I Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548) 

 Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) v. 18. Dezember 1990 (BGBL. I 1991 S.58) geändert 
am 22. Juli 2011 durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BGBl. I Nr. 39 vom 29.07.2011 S. 1509) 

 
 


